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Anlage 14 zur GRDrs 859/2013
Verlängerung eines Stellenvermerks 
zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.
oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk

bisher

neu
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.02.01.085
32215211

	Amt für öffentliche Ordnung

	A 10
	Sachbearbeiter/-in
	1,0
	KW
01/2014

KW

01/2016
	--


Begründung:
Im Rahmen des Stellenplanverfahrens 2010/2011 wurde die Stelle zur Bearbeitung der „Alterbfälle“ im Bereich des Waffenwesens bei der Dienststelle „Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsangelegenheiten“ beim Amt für öffentliche Ordnung mit kw-Vermerk 01/2012 geschaffen und zum Stellenplan 2012/2013 auf 01/2014 verlängert.
Von 1973 bis Ende 2009 blieben in Stuttgart insgesamt 4.728 sogenannte „Alterbfälle“ unbearbeitet. Durch die Stellenschaffung konnte im Jahr 2010 mit der Aufarbeitung dieser Fälle begonnen werden. Die Aufarbeitung gestaltet sich schwieriger als erwartet. Daher konnten bis zum 31.12.2012 lediglich 1.807 Fälle abschließend bearbeitet werden. Die Abarbeitung der restlichen 2.921 Alterbfälle muss zwingend fortgesetzt werden. Mit dem Abschluss der schwierigen Ermittlungsarbeiten ist nicht vor Ende des Jahres 2015 zu rechnen.
Die Aufarbeitung der „Alterbfälle“ ist auch im Hinblick auf die Einführung des Nationalen Waffenregisters von erheblicher Bedeutung, da unter dem Eindruck des Amoklaufs von Winnenden und Wendlingen die Umsetzung der Europäischen Waffenrichtlinie in nationales Recht auf das Jahr 2012 vorgezogen worden ist. Der Datenbestand der Landeshauptstadt Stuttgart musste vor dem Hintergrund der noch nicht abgeschlossenen „Alterbfallbearbeitung“ unvollständig in dieses Register überführt werden.

Bei Ablehnung der Verlängerung des Vermerks können die „Alterbfälle“ nicht im zwingend erforderlichen Umfang bearbeitet werden. Die Vorgaben des Gesetzes zur Errichtung eines Nationalen Waffenregisters hinsichtlich der Vollständigkeit dieses Registers können nicht erfüllt werden. Außerdem kann in diesem Fall keine Gewähr dafür geboten werden, dass Erben ihre Waffen berechtigt, sicher und geschützt vor dem Zugriff Dritter untergebracht haben. Somit wäre eine erhebliche Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung gegeben.

